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Classepolitique
Balthasar Glättli, Tonangeber,
will, dass ihn möglichst alle
verstehen. Deshalb informieren
der Chef der Grünen und seine
Partei ihre Sympathisanten auf
ihrer Website neuerdings auch
in sogenannt «leichter Sprache».
Wie schwierig das ist, zeigt indes
bereits der erste Satz: «Wir
Grüne wollen eine inklusive
Gesellschaft», lautet er. Nun
warten wir gespannt darauf, wie

Glättli und seine Gefährten ihre
LGBTIQ*-Politik in leichte Spra-
che übersetzen werden.

Jürg Grossen, Exot, wird seiner-
seits trotz einfacher Sprache gar
nicht verstanden. Der Chef der
Grünliberalen machte am Freitag
zur Ankündigung seines «Arena»-
Auftritts ein Kurzvideo. Darin
sagte er in singendem Frutiglän-
der Dialekt, der Rahmenvertrag
sei der entscheidende
«Buuschti» für die Europapolitik.
«Arena»-Moderator Sandro Brotz
aus little big Zurich verstand
Grossen indes nicht richtig. Er
machte aus dem soliden Berner
Oberländer Baustein einen
zürcherisch-hippen «Booster».
Wir lernen: Zu einfach ist auch
wieder schwierig.

OhMann, die Kampfjet-Abstimmung
war ja viel knapper als erwartet.
Was sagen Sie dazu, Chef? Unsere
Umfrage prognostizierte 65 Prozent

Ja. Jetzt sind es gerademal 50,1 Prozent.»
«Ganz ruhig, Praktikant Berger. Lektion 1:

Wirmachen keine Prognosen, wir zeigen
Momentaufnahmen, Indikatoren, Trends.»

«O.k. Und immerhin lag ja die Konkurrenz
auchweit daneben. Die schrieben, es gebe
eine stabile Ja-Mehrheit.»
«KeinWunder. Diemachen immer noch

den alten Hokuspokusmit Telefonumfrage
und Dual-Frame-Gewichtung.Wir arbeiten
modern,mit Online-Daten, Mehrebenen-
modellen und Poststratifikation.»
«Äh,mit was?»
«Kurz gesagt:Wir haben zwar keine reprä-

sentativen Antworten, aber wir wissen, wie
man daraus eine gültige Aussage errechnet.»
«Aha, eine Umfragemit Berechnung – also

eine Um-Rechnung.Wie geht denn das?»
«Sorry. Die Formel ist so geheimwie bei

Coca-Cola oder demAppenzeller Käse.»
«In Appenzell kam aber Käse raus.Wir

wiesen bei Kinderabzügen ein Ja aus, auch
auf dem Land. Nun sagte das Volk Nein, das
ländliche Appenzell garmit 71 Prozent.»
«Das heisst, dass wenige Tage vor der

Abstimmung noch etwas passiert seinmuss.
Es war ja noch Leermond – und die Appen-

zeller sind bekanntlich etwasmondfühlig.»
«Und die Frauen?Wir hatten eine Frauen-

mehrheit für die Kampfjets, letztlich haben
sie trotzdemNein gestimmt.»
«Klar, wenn der Nationalrat der Armee just

noch 75000 käsig-klobige Kampfstiefel
kauft. Das verzeihen viele Frauen nie.»
«Hm. Aber bei denMännernwar es kaum

besser. Zur Papi-Zeit sagten statt 69 nur 57
Prozent Ja.»
«Wir haben aber auch gesagt, der Sukkurs

nehmemit demAlter ab – und es sind ja seit-
her alle zweiWochen älter geworden.»
«Wie Siemeinen. Ich hoffe nur, dieMedien

hauen uns das jetzt nicht um die Ohren.»
«Wieso denn? Es sindwie gesagtMoment-

aufnahmen.Manchmal dauert dieser
Moment bis zur Abstimmung, dann liegen
wir goldrichtig. Undmanchmal ist er eben
etwas kürzer. Sicher ist nur eines...»
«Ich hab’s:Wir liegenwohl nurmanchmal

richtig, aber ganz sicher nie falsch.»
«Exakt! Willkommen an Bord, Berger!»

Daniel Friedli

Knappdaneben istauchkorrekt
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DieArbeitgeber fordernmehr
Harmonisierung derKitas
zwischendenKantonen.
Der Bundmüsse nun
Tagesschulen fördern.

Herr Vogt, Sie leiten die über-
parteiliche Allianz für Verein-
barkeit von Familie und Beruf.
Was sagen Sie zumBericht über
die Situation der Kitas?

Wir begrüssen diese Gesamt-
schau. 100 000 Plätze zeigen
die positive Entwicklung, die in
den letzten Jahren angestossen
wurde. Der Bericht zeigt aber
auch, dass noch ein grosser Har-
monisierungsbedarf zwischen den
Kantonen besteht.

Wasmuss getanwerden?
Es muss den Kantonen und

Gemeinden gelingen, die Lücken
im Angebot zu schliessen und
die Elternbeiträge weiter zu redu-
zieren. Die finanzielle Belastung
der Eltern für die familienexterne
Betreuung ist noch zu hoch.

Stehen hier nicht auch die
Arbeitgeber in der Pflicht?

Das Bereitstellen von genügend
und guten Kitas ist nicht die Auf-
gabe der Wirtschaft. Es ist eine
Infrastrukturaufgabe der öffent-
lichen Hand. Wir unterstützen
das Anliegen aber politisch und
kommunikativ.

Kitas helfen imKampf gegen
den Fachkräftemangel. Eltern

Kantonewollen
günstigere
Krippen-Tarife

RenéDonzé

Je nachdem, wo Eltern wohnen,
haben sie mehr oder weniger
Glück, wenn sie einen Kita-Platz
suchen. Das Angebot und die
Tarife variieren von Kanton zu
Kanton stark. So hat die Waadt
doppelt so viele Kitas pro 1000
Kinder wie etwa Zürich und vier-
mal mehr als Graubünden. Stark
unterschiedlich sind auch die Bei-
träge, die von den Eltern verlangt
werden. Obwalden legt dasMaxi-
mum bei 128 Franken pro Tag
fest, Neuenburg bei 85 Franken.
Sehr viele Kantone kennen keine
Höchstwerte. Nicht einmal der
Betreuungsschlüssel ist einheit-
lich geregelt: In der Romandie
sind die Mitarbeiterinnen besser
ausgebildet, haben aber mehr
Kinder zu betreuen als ihre Kolle-
ginnen in der Deutschschweiz.
Das zeigt ein Bericht, der erst-

mals landesweit die Situation der
Kitas analysiert und der dieser
Zeitung vorliegt. Erstellt wurde er
im Auftrag der Konferenz der
kantonalen Sozialdirektoren. «Es
ist wichtig, dass die Kantone
hier Spielraum haben», sagt der
Obwaldner Regierungsrat Chris-
toph Amstad (cvp.), Vizepräsi-
dent der Konferenz. «Allerdings
wäre eswünschenswert, wenn es
schweizweit eine gewisseGerech-
tigkeit gäbe für die Familien in
Bezug auf das Angebot und die
Tarife der Kindertagesstätten.»

Jedes dritte Kind in Kita
Gerechter heisst für Amstad auch
günstiger: «Wir streben eine zu-
sätzliche finanzielle Entlastung
der Eltern an, die ihre Kinder
extern betreuen lassen.» Aus sei-
ner Sicht müssten vor allem
ärmere und bildungsfernere
Familien im Fokus stehen, um

soziale Ungleichheiten abzu-
federn. In der Schweiz bezahlen
die Eltern, imGegensatz zu vielen
anderen Ländern, noch immer
den grössten Teil der familien-
externen Betreuungskosten. Im
Durchschnitt beträgt ihr Anteil
rund zwei Drittel. Amstads Solo-
thurner Kollegin Susanne Schaff-
ner (sp.) sieht es ähnlich: «Ich
wünsche mir einen schweiz-
weiten Konsens darüber, wie die
Eltern finanziell entlastetwerden
können», sagt sie. «Die Umset-
zung muss aber den Kantonen
überlassen werden.» Offen bleibt
die Frage, wer für die Entlastung
aufkommen soll.
Der Bericht zeichnet nicht nur

einen Schweizer Flickenteppich
betreffendAngebot, Tarif undBe-
treuungsschlüssel, er zeigt auch
auf, dass sich in den letzten Jah-
ren einiges getan hat in Bezug auf
Kindertagesstätten. So machen
alle Kantone Vorgaben zur Quali-

DieElternmüssenzuviel fürdie
Betreuung ihrerKinderbezahlen,
sagendieSozialdirektoren. Sie
strebeneineSenkungderBeiträge
an.Arbeitgeberbegrüssendas

GAËTAN BALLY / KEYSTONE

Rund zwei Drittel der externen Betreuungskosten bezahlen die Eltern: Kinder einer Zürcher Krippe beim Zvieri. (9. Juli 2020)

tät der Kinderbetreuung, und sie
verlangen pädagogische Kon-
zepte. Mittlerweile gibt es in der
ganzen Schweiz rund 3200 Be-
treuungseinrichtungenmit rund
100000Plätzen. Die Sozialdirek-
toren gehen davon aus, dass lan-
desweit 180000bis 200000Kin-
der in einer Kita betreutwerden –
das ist jedes dritte Kind. Dabei
handelt es sich vor allemumKin-
der im Vorschulalter. Einige Kan-
tone haben die Abgrenzung je-
doch nicht klar vorgenommen.

Bundesrat in der Pflicht
Die Erhebung dient den Sozial-
direktoren als Basis für weitere
Schritte zur Verbesserung und
Harmonisierung der Schweizer
Kita-Landschaft. «Wir prüfen, ob
wir konkrete Empfehlungen an
die Kantone abgeben sollen, um
eine Verbesserung in Bezug auf
das Angebot und die Finanzie-
rung zu erreichen», sagt Chris-

toph Amstad. Dies soll in Zusam-
menarbeit mit der Erziehungs-
direktorenkonferenz geschehen.
Reto Furter, der dort für das
Thema zuständig ist, sagt, die
Konferenz wolle im Tätigkeits-
programm 2021 bis 2024 «einen
Fokus auf die frühe Förderung
undBetreuung legen – alswichti-
ges Element eines chancen-
gerechten Bildungssystems.»
AnDynamik gewonnenhat das

Thema auch auf Bundesebene.
Nachdemdie Stimmberechtigten
am Sonntag die Kinderabzüge
abgelehnt haben – von denen vor
allem gut Verdienende profitiert
hätten – fordern nun Politiker an-
dereMassnahmen zur Entlastung
berufstätiger Eltern. «Im Sinne
der Chancengerechtigkeitwäre es
am sinnvollsten, wenn Kitas
schweizweit gratis wären», sagt
Nationalrat Matthias Aebischer
(sp.). Kathrin Bertschy (glp.), Co-
Präsidentin des Frauendachver-
bandes Alliance F, fordert eine
«klare Reduktion der Kita-Tarife»,
so dass sich die Arbeit für beide
Elternteile auch lohne.
Bertschy begrüsst zwar das En-

gagement der Kantone, sieht aber
bei der Finanzierung auch den
Bund in der Verantwortung. Dar-
um hat die Allianz darauf ge-
drängt, dass die Erleichterung der
Vereinbarkeit von Familie und
Beruf in die Legislaturplanung
des Bundesrates aufgenommen
wird. In der Herbstsession haben
die Räte dem Bundesrat diesen
Auftrag erteilt. Bertschy ist zu-
dem Mitglied einer überpar-
teilichen Allianz, deren Leitung
Arbeitgeberpräsident Valentin
Vogt hat (Interview rechts). Die-
ser begrüsst Bestrebungen zur
Senkung der Kita-Kosten. Er sieht
aber die Kantone in der Verant-
wortung und nicht den Bund.

Arbeitgeber

«Lücken schliessen»
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Anzahl Kindertagesstätten pro 1000Kinder in den Kantonen

ImWestenmehr Krippen

Quelle: Konferenz der Kantonalen Sozialdirektoren (SODK), 2020

könnenmehr arbeiten, wenn die
Kinderbetreuung gesichert ist.

Das stimmt. Die Unternehmer
profitieren aber auch von anderen
öffentlichen Einrichtungen, etwa
Schulen. Dennoch müssen sie
diese nicht selber direkt finanzie-
ren. Indirekt aber schon – über
ihre Steuern und die Schaffung
von Arbeitsplätzen, die wieder zu
mehr Steuern führen. Es gibt aber
Kantone, wo Firmen Kitas mit-
finanzieren. Sie werden dort aber
dafür steuerlich entlastet.

Braucht es Gratis-Kitas für alle?
Diese Forderung der Linken ist

zu radikal und zu teuer. Dazu
kommt, dass der Bund die falsche
Ebene für solche Anliegen ist.

Der Bund hat ja über Jahre den
Aufbau von Kitasmitfinanziert.

Das stimmt, die letzte Tranche
läuft bis 2023. Doch danach ist
es nicht mehr nötig. Die nächste
Baustelle sind die Tagesschulen.
Diesbezüglich ist die Schweiz ein
Entwicklungsland. Vielleicht kann
der Bund hier für Impulse sorgen.
Interview: René Donzé

Valentin Vogt, Präsident des
Arbeitgeberverbandes.
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